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Umweltstrafrecht 

FACHBEITRAG ZUM PANEL 5  

Fachbeitrag von Prof. Dr. Michael Klöpfer,  

Inhaber des Lehrstuhls für Staats- und 

Verwaltungsrecht, Europarecht, Umwelt-

recht, Finanzrecht und Wirtschaftsrecht 

an der Humboldt-Universität zu Berlin im 

Rahmen eines Internationen Fachgesprä-

ches zum Thema „Umweltrechtliche Ges-

taltung der Zukunft“ Ende Mai in Peking. 

Das Strafrecht ist die Gesamtheit aller Nor-

men, die bestimmte sozialschädliche Verhal-

tensweisen unter Strafe stellen. Es dient 

damit dem Interesse des verfassten Ge-

meinwesens an der Erhaltung seiner ele-

mentaren Werte und der Bewahrung des 

Rechtsfriedens1. Das Umweltstrafrecht ist 

jenes Teilgebiet des Strafrechts, das den 

Rechtsfrieden im Bereich der Eingriffe in 

umweltrelevante Schutzgüter aufrecht er-

halten soll, in dem es bestimmte Tätigkeiten 

und/oder Beeinträchtigungen von Umwelt-

medien unter Strafe stellt. 

Das Umweltstrafrecht stellt vor allem eine 

Ausprägung des umweltrechtlichen Verursa-

cher- und des Vorsorgeprinzips dar2. Das 

Verursacherprinzip besagt, dass die Verant-

wortung für eine Umweltbelastung bei dem-

jenigen liegt, der sie verursacht hat3. Als 

Vorsorgeprinzip wird das Bestreben be-

zeichnet, durch geeignete Präventivmaß-

nahmen die Entstehung bzw. den Umfang 

von Umweltbelastungen möglichst zu mini-

mieren4. Dieses kommt im Umweltstrafrecht 

in seiner general- und spezialpräventiven 

Ausrichtung zum Tragen. 

Dem deutschen Umweltstrafrecht wurde 

lange Zeit seine Existenzberechtigung strei-

tig gemacht; es wurde ihm Dysfunktionalität 

unterstellt5. Dieser Vorwurf wurde unter an-

derem gestützt auf Probleme beim Nach-

weis der Kausalität einzelner Beiträge zu 

Umweltbelastungen im Hinblick auf Summa-

tions- und Distanzschäden6, Vollzugsdefizi-

te7 und statistische Erkenntnisse, wonach 

seit 1989 ein erheblicher Rückgang der Auf-

klärungsquote bei Umweltdelikten zu ver-

zeichnen ist8. Im Jahre 2001 durfte indes 

die Feststellung Rogalls, das deutsche Straf-

recht sei besser als sein Ruf, unwiderspro-

chen bleiben9. Dabei darf auch nicht in Ver-

gessenheit geraten, dass der effiziente 

Schutz der Umwelt Sache eines jeden ist10; 

das Recht kann auf Dauer nur durchsetzen, 

was das Gemeinwesen auch will. 

Um einen ersten Überblick über das Um-

weltstrafrecht zu gewähren, sollen im fol-

genden seine jüngere historische Entwick-

lung (dazu unter 1.), der verbindende Sinn 

und Zweck der Vorschriften (dazu unter 2.), 

ihre Systematik (dazu unter 3.), die we-

sentlichen Problemfelder (dazu unter 4.) 

sowie die absehbaren künftigen Entwicklun-

gen auf diesem Gebiet (dazu unter 5.) in 

der hier gebotenen Kürze erläutert werden. 

1. Geschichte des deutschen Umweltstraf-

rechts  

Ausgangspunkt für das Umweltstrafrecht, 

wie es heute in der Bundesrepublik 

Deutschland gilt, war das Umweltprogramm 

der Bundesregierung vom 21. September 

197111, das die von 1969 an regierende so-

zialliberale Koalition im Bund verabschiede-

te. Dieses Programm zog eine erste wissen-

schaftliche Debatte über die Bewerkstelli-

gung von Umweltschutz durch Strafrecht 

nach sich12. Bis 1980 blieb das Umweltstraf-

recht jedoch eine „Orchideendisziplin“ der 

Rechtswissenschaften13, denn die umwelt-

strafrechtlichen Tatbestände waren als An-
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nexregelungen auf verwaltungsrechtliche 

Umweltschutzgesetze verteilt14; das Um-

weltstrafrecht setzte sich mit anderen Wor-

ten nur aus nebenstrafrechtlichen Bestim-

mungen zusammen. 

Mit dem am 1. Juli 1980 in Kraft getretenen 

Gesetz zur Bekämpfung der Umweltkrimina-

lität (UKG)15 entschied sich der Gesetzgeber 

dafür, das Umweltstrafrecht durch den 

Transfer wesentlicher umweltstrafrechtlicher 

Normen in den dafür neu geschaffenen 28. 

Abschnitt16 des Strafgesetzbuches (StGB) zu 

einem Bestandteil des Kernstrafrechts zu 

machen. Außer in den 28. Abschnitt wurden 

zwei Tatbestände in den Abschnitt über ge-

meingefährliche Straftaten eingefügt, heute 

§§ 311c, 311d StGB17. 

Die Verschiebung des Umweltstrafrechts in 

das Kernstrafrecht war nicht unumstritten18; 

es wird wohl aber nicht zuletzt wegen der 

daraufhin stark ansteigenden Zahl wissen-

schaftlicher Abhandlungen zum Um-

weltstrafrecht19 nicht in Abrede zu stellen 

sein, dass die gesetzgeberische Zielsetzung, 

der Allgemeinheit die Strafwürdigkeit von 

Umweltdelikten stärker in das Bewusstsein 

zu rufen20 und damit ihre generalpräventive 

Wirkung zu steigern, erreicht wurde. An 

diesem Befund ändert es nichts, wenn sich 

die wissenschaftliche Diskussion auch zu-

nächst vor allem darum drehte, ob dem 

Umweltstrafrecht nicht insgesamt Dysfunk-

tionalität zu attestieren sei21. 

Eine weitere entscheidende Etappe nahm 

das Umweltstrafrecht 1994. Nachdem be-

reits in der elften Legislaturperiode entspre-

chende Gesetzentwürfe von verschiedenen 

politischen Lagern in den Deutschen Bun-

destag eingebracht worden waren, das Ge-

setzgebungsverfahren in diesem Zeitraum 

aber nicht mehr zum Abschluss gebracht 

werden konnte und daher dem Grundsatz 

der Diskontinuität zum Opfer fiel, legte die 

Bundesregierung am 5. März 1991 erneut 

den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Be-

kämpfung der Umweltkriminalität vor22. 

Die Beratungen über diesen Entwurf mün-

deten 1994 in das 31. Strafrechtsände-

rungsgesetz (31. StÄndG)23, dessen Haupt-

aufgabe es sein sollte, die Voraussetzungen 

für eine wirksame Bekämpfung umwelt-

schädlicher und umweltgefährlicher Hand-

lungen mit den Mitteln des Straf- und Ord-

nungswidrigkeitsrechts zu verbessern, in-

dem bestehende Lücken gefüllt und sonstige 

Mängel behoben werden sollten. Das 31. 

StÄndG stellte die Integration des Umwelt- 

strafrechts in das Kernstrafrecht nicht mehr 

in Frage. Es beantwortete durch die so ge-

nannte Rechtsmissbrauchslösung wesentli-

che offene Fragen der Verwaltungsakzesso-

rietät, ohne das Problem allerdings in seiner 

Gänze zu lösen. Die wesentlichen Neurege-

lungen waren die Einführung eines Tatbe-

standes der Bodenverunreinigung (§ 324a), 

die Trennung zwischen Luftverunreinigung 

(§ 325) und der Verursachung anderer 

Emissionen (§ 325a), das Verbot des unge-

nehmigten Exports gefährlicher Abfälle 

(,Abfalltourismus", § 326 Abs. 2), die Um-

gestaltung der Strafschärfungen für beson-

ders schwere Fälle (§ 330), die Ausweitung 

der Möglichkeiten tätiger Reue § 330b sowie 

die Erweiterung der Begriffsbestimmungen 

in § 330d, namentlich die Umschreibung der 

verwaltungsrechtlichen Pflichten (Nr. 4) und 

des Rechtsmissbrauchs (Nr. 5). 

Letzte – im Vergleich zum 2. UKG deutlich 

weniger bedeutsame – auf einzelne Tatbe-

stände beschränkte Änderungen brachten 

das 6. Strafrechtsreformgesetz von 199824 

sowie die Umsetzung verschiedener europa- 

und völkerrechtlicher Vorgaben durch das 

Ausführungsgesetz zu dem Vertrag vom 24. 

September 1996 über das umfassende Ver-

bot von Nuklearversuchen vom 23. Juli 

1998 (UVNVAG)25 sowie das Gesetz vom 27. 

Juli 200126. 

2. Sinn und Zweck 

Sinn und Zweck des Umweltstrafrechts kön-

nen bei näherer Betrachtung nur flankieren-

der und ergänzender Art im Hinblick auf das 

Umweltverwaltungsrecht sein27. Denn das 

Strafrecht als ultima ratio staatlichen Zwan-

ges ist zur Herstellung eines besseren als 

des bestehenden Umweltzustandes tech-

nisch nicht geeignet. Durch das Umwelt-

strafrecht können lediglich umweltverwal-

tungsrechtliche Standards effektiviert wer-

den. Ähnliches gilt auch für das Umweltpri-

vatrecht, gegenüber welchem das Umwelt-
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strafrecht ebenfalls eine dienende Funktion 

einnimmt. Ausgehend davon sollen die 

Strafandrohungen des Umweltstrafrechts 

Beeinträchtigungen des status quo unter 

Abschreckungsgesichtspunkten verhindern 

helfen. Wo dies fehlschlägt, soll es eine an-

gemessene Ahndung entsprechender Taten 

ermöglichen.  

3. Systematisches Verständnis 

Wie bereits einleitend angedeutet, ist im 

Hinblick auf die Systematik des Umwelt-

strafrechts zunächst zwischen Kern- und 

Nebenstrafrechtsbestimmungen zu unter-

scheiden. Die Tatbestände des Kernstraf-

rechts enthält das StGB, das Nebenstraf-

recht setzt sich aus weniger einschneiden-

den Delikten zusammen, die den verwal-

tungsrechtlichen Fachgesetzen angegliedert 

sind. 

Die Herausarbeitung einer Systematik der 

Umweltschutztatbestände innerhalb des 

StGB gestaltet sich schwieriger. Die über-

wiegende Lehrbuchliteratur, die sich mit den 

Straftaten gegen Rechtsgüter der Person 

und der Gemeinschaft im Besonderen Teil 

des StGB befasst, kann in der Kodifizierung 

der Umweltdelikte kein einheitliches Gliede-

rungsprinzip entdecken28. Dem steht ein 

Ansatz gegenüber, der eine medien- und 

handlungsorientierte Systematisierung be-

fürwortet29. Danach gehören die Verunreini-

gung von Gewässern, Boden und Luft (§§ 

324, 324a und 325), die Emissionsverursa-

chung (§ 325a) sowie die Beeinträchtigung 

von schutzbedürftigen Gebieten (§ 329) zu 

den medienbezogenen Straftaten. Insbe-

sondere die umweltgefährdende Abfallbesei-

tigung (§ 326), das unerlaubte Betreiben 

gefährlicher Anlagen (§ 327) und der uner-

laubte Umgang mit gefährlichen Stoffen (§ 

328) stellen die auf einer verbotenen Hand-

lung beruhenden Delikte dar. 

Als problembehaftet erweist sich schließlich 

die Abgrenzung zwischen gemeingefährli-

chen Straftaten (28. Abschnitt des StGB) 

und Umweltstraftaten30. Dieses Problem ist 

allerdings anders als die auslegungsrelevan-

te Frage nach der Systematik innerhalb des 

29. Abschnitts eher akademischer Natur, 

soweit im Einzelfall das Rechtsgut der an-

zuwendenden Strafrechtsnorm klar be-

stimmt wird. 

4. Problemfelder 

Zwar haben die unter 1. dargestellten Re-

formen des Umweltstrafrechts sowie die Be-

fassung von Wissenschaft und Rechtspre-

chung mit umweltstrafrechtlichen Fragen 

das einheitliche Verständnis und die Rechts-

sicherheit in dieser Rechtsmaterie gefördert. 

Dennoch sind einige Streitstände im Um-

weltstrafrecht verblieben, von denen drei 

besonders wichtige aus dem Allgemeinen 

Teil des Umweltstrafrechts herausgegriffen 

werden sollen: die Frage nach dem Rechts-

gut des Umweltstrafrechts (dazu unter a)), 

die Problematik der Verwaltungsakzessorie-

tät der Umweltschutzdelikte (dazu unter b)) 

und schließlich die Auseinandersetzung um 

die Leitlinien der Amtsträgerverantwortlich-

keit (dazu unter c)). 

a) Rechtsgut des Umweltstrafrechts 

Uneinigkeit herrscht bereits darüber, wel-

chem Rechtsgut Schutz durch die Umwelt-

delikte zuteil werden soll31. Die Debatte dar-

über verläuft zwischen zwei Polen: Die Ver-

treter einer rein ökologischen Auffassung 

wollen die Umwelt als ideelles Gut um ihrer 

selbst willen geschützt sehen. Dies ist mit 

der Menschbezogenheit der Gesamtrechts-

ordnung einschließlich des Umweltschutz-

rechtes nicht vereinbar. Die Gegenposition 

führt einen rein anthropozentrischen Ansatz 

ins Feld und sieht die Aufgabe des Umwelt-

strafrechts allein im Schutz vor Gefährdun-

gen von Menschen32. Diese Ansicht trägt 

jedoch nicht dem wachsenden Umweltbe-

wusstsein in der Gesellschaft und der klaren 

Vorstellung des Gesetzgebers – der von 

Straftaten „gegen die Umwelt“ spricht – 

Rechnung. Die vermittelnde herrschende 

Meinung schließt sich deshalb einer ökolo-

gisch-anthropozentrischen Auffassung an33. 

Zentraler Begriff des geschützten Rechtsgu-

tes ist danach zwar die Umwelt in ihren Me-

dien und Erscheinungsformen, jedoch da-

hingehend eingeschränkt, dass im Mittel-

punkt die Erhaltung der natürlichen Lebens-

bedingungen des Menschen zu stehen hat34. 
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In der Gesetzesbegründung des l. UKG35 

kommt diese Sichtweise wie folgt zum Aus-

druck: „Der strafrechtliche Umweltschutz 

darf sich nicht allein auf den Schutz 

menschlichen Lebens und menschlicher Ge-

sundheit vor den Gefahren der Umwelt be-

schränken; er muss auch den Schutz ele-

mentarer Lebensgrundlagen wie Wasser, 

Luft und Boden als Bestandteile menschli-

chen Lebensraumes einbeziehen und solche 

ökologischen Schutzgüter auch als Rechts-

güter anerkennen.“ 

Bedeutung erlangt die Rechtsgutsfrage bei 

der Bestimmung der Deliktsnatur der Um-

weltstraftaten. Wählt man einen individuel-

len Lebens- und Gesundheitsschutz als Aus-

gangspunkt, unterfallen nahezu alle Strafta-

ten der Kategorie der abstrakten Gefähr-

dungsdelikte, weil eine konkrete Lebens- 

oder Gesundheitsgefährdung regelmäßig 

nicht Tatbestandsmerkmal ist. Die Relevanz 

der Rechtsgutsbestimmung sollte hier aber 

nicht überschätzt werden, da unabhängig 

von ihr die herrschende Meinung aufgrund 

der jeweiligen tatbestandlichen Fassung in 

der Mehrzahl der Umweltschutzdelikte oh-

nehin abstrakte Gefährdungsdelikte sieht. 

Ein konkretes Gefährdungsdelikt liegt vor, 

wenn der Tat bestand erfordert, dass eine 

bestimmte Gefahr verursacht wird (vgl. § 

330a). Vereinzelt treten schließlich abs-

trakt-konkrete (potentielle) Gefährdungsde-

likte, welche die generelle Eignung der Tat-

handlung zur Schädigung voraussetzen und 

Verletzungs-/Erfolgsdelikte in Erscheinung 

(§ 325 Abs. 1 einerseits und § 324 anderer-

seits). 

b) Verwaltungsakzessorietät 

Eine Schlüsselproblematik des 29. Ab-

schnitts des StGB besteht in der Verwal-

tungsakzessorietät des Umweltstrafrechts36. 

Der Begriff bezeichnet die Abhängigkeit der 

Strafbarkeit von den verwaltungsrechtlichen 

Vorgaben. Dieser Bezug wird zum Teil kri-

tisch gewürdigt und als „Selbstentmach-

tung“ des Strafgesetzgebers gerügt, da die 

Normen des Umweltverwaltungsrechts um-

fangreiche Ermessensspielräume eröffnen, 

wodurch der Bestimmtheitsgrundsatz be-

rührt werde. Daneben wurden kompeten-

zielle Bedenken37 dahingehend geltend ge-

macht, dass in das Strafrecht so landes-

rechtliche Wertungen etwa aus dem Was-

ser- und Naturschutzrecht einflössen, ob-

wohl der Bund seine konkurrierende Ge-

setzgebungszuständigkeit für das Strafrecht 

gemäß Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 2. Var. GG er-

schöpfend wahrgenommen habe. Jedoch 

kommt man nicht umhin, die Prinzipien der 

Einheit und Widerspruchsfreiheit der 

Rechtsordnung zu achten, aus denen sich 

ergibt, dass das Strafrecht ein Verhalten, 

das vom Verwaltungsrecht ausdrücklich ge-

billigt wird, nicht als strafbares Unrecht be-

werten kann. 

Die Verwaltungsakzessorietät existiert in 

zwei Erscheinungsformen. Auf der legislati-

ven Ebene spricht man von Verwaltungs-

rechtsakzessorietät; diese wird vom Geset-

zeswortlaut des Umweltstrafrechts z. B. mit 

den Worten „entgegen einer Rechtsverord-

nung“ oder „Rechtsvorschrift“ (vgl. § 329 

Abs. 1, Abs. 2) erfasst. Soweit Anknüp-

fungspunkt die Ausführung verwaltungs-

rechtlicher Vorschriften ist, ist die Rede von 

Verwaltungsaktsakzessorietät, die in Tatbe-

standsmerkmalen wie „ohne die erforderli-

che Genehmigung“ oder „entgegen einer 

vollziehbaren Untersagung“ (vgl. §§ 327 

Abs. 1, 328 Abs. 1) vertypt ist. 

Das 2. UKG brachte zudem in mehreren 

Vorschriften die generelle Anknüpfung an 

die Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflich-

ten mit sich. § 330d Nr. 4 bestimmt diese 

Pflichten näher. Die genannten Formulie-

rungen wirken bereits auf Tatbestandsebene 

einschränkend. Demgegenüber wird das 

Merkmal „unbefugt“ (§§ 324 Abs. 1, 326 

Abs. 1) als allgemeines Deliktsmerkmal der 

Rechtswidrigkeitsebene zugeordnet. Nicht 

akzessorisch ist § 330a ausgestaltet. Kern 

des Problems der Verwaltungsakzessorietät 

ist die Frage, ob die Fehlerhaftigkeit einer 

behördlichen Entscheidung die Strafbarkeit 

berührt. Der herrschenden Meinung gemäß 

sind folgende Grundüberlegungen anzustel-

len: (1) Ein nichtiger Verwaltungsakt ist 

unwirksam, § 43 Abs. 3 Verwaltungsverfah-

rensgesetz des Bundes (VwVfG), und kann 

daher auch strafrechtlich keine Wirkung 

entfalten. (2) Ist der Verwaltungsakt zwar 

materiell rechtswidrig, aber formell wirk-

sam, so bleibt er – bis zu seiner Zurück-
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nahme – bestandskräftig und steht einer 

Strafbarkeit entgegen38. 

Gesonderter Betrachtung bedarf der Gedan-

ke des Rechtsmissbrauchs. Die Rechtspre-

chung hat seit längerem anerkannt, dass 

bei kollusivem Zusammenwirken zwischen 

dem Adressaten der Genehmigung und der 

Verwaltung ein Vertrauensschutz nicht in 

Betracht kommt39. Der Gesetzgeber hat mit 

dem 2. UKG dem Handeln ohne Genehmi-

gung ein Handeln auf Grund einer durch 

Drohung, Bestechung oder Kollusion erwirk-

ten oder durch unrichtige oder unvollständi-

ge Angaben erschlichenen Genehmigung 

ausdrücklich gleichgestellt (§ 330d Nr. 5). 

Die bloße Genehmigungsfähigkeit lässt die 

Strafbarkeit nicht entfallen; schon wegen 

des strafrechtlichen Koinzidenzprinzips hat 

auch die nachträglich erteilte Genehmigung 

keine rückwirkende Legalisierungswirkung. 

Im Hinblick auf eine behördliche Duldung40 

wird wie folgt differenziert: Soweit eine 

„passive“ Duldung, das heißt, ein schlichtes 

Untätigbleiben, vorliegt, ist diese ohne Ein-

fluss auf die Strafbarkeit. Im Falle einer be-

wussten Hinnahme rechtswidrigen Verhal-

tens („aktive“ Duldung) hingegen kann der 

Täter gerechtfertigt sein, wenn diese Dul-

dung den Gehalt einer konkludent erteilten 

Erlaubnis aufweist.  

c) Amtsträgerverantwortlichkeit 

Weiterer maßgeblicher Streitgegenstand im 

Umweltstrafrecht ist die Amtsträgerstraf-

barkeit. Kontrovers diskutiert wird dabei – 

komplementär zur Verwaltungsakzessorie-

tätsfrage vor allem auch im Hinblick auf das 

Verhalten Dritter –, ob und inwieweit eine 

strafrechtliche Verantwortlichkeit von Be-

diensteten der Umweltbehörden in Betracht 

kommt41. Der Gesetzgeber ist nicht im Sin-

ne einer Sondervorschrift für Amtsträger im 

Umweltbereich tätig geworden42, so dass die 

Regeln des Allgemeinen Teils des Straf-

rechts zur Anwendung kommen. 

Es ist wiederum zu differenzieren: Bei Son-

derdelikten ist eine spezielle Tätereigen-

schaft unrechtskonstitutiv; fehlt sie, schei-

det die Täterschaft aus, z. B. wenn die 

Strafnorm auf den „Betreiber" einer Anlage 

Bezug nimmt (vgl. §§ 325, 327). Demge-

genüber können Allgemeindelikte grund-

sätzlich von jedermann, also auch von ei-

nem Amtsträger begangen werden. Wo die 

Grenze zur Strafbarkeit verläuft, ist der 

Reichweite des verwaltungsrechtlichen 

Beurteilungs- und Ermessensspielraums zu 

entnehmen. Den Bereich strafbaren Verhal-

tens erreicht ein Amtsträger demzufolge 

erst dann, wenn seine Entscheidung unter 

keinen Umständen mehr in diesen Spiel-

raum fällt bzw. eine Ermessensreduzierung 

auf Null vorliegt und deshalb ohnehin nur 

eine Entscheidung einer Rechtmäßigkeits-

prüfung standhält. 

Die Beteiligung an einer Umweltstraftat 

kann sich zum einen aus der Erteilung einer 

fehlerhaften Genehmigung ergeben. Der 

BGH hat in seiner grundlegenden Entschei-

dung43 zwei Täterschaftsformen in Betracht 

gezogen: (1) Bei kollusivem Zusammenwir-

ken zwischen Amtsträger und Ausführen-

dem liege Mittäterschaft vor. Determinanten 

der Mittäterschaft sind dabei Tatbeitrag und 

Tatinteresse des Amtsträgers. Damit ist es 

nach Ansicht des BGH vereinbar, dass er an 

der Vornahme der eigentlichen Tathandlung 

nicht mitwirkte, da Mittäterschaft auch 

durch – entsprechend gewichtige – Beteili-

gung an Vorbereitungshandlungen begrün-

det werden könne. (2) Bei gutem Glauben 

an die Rechtmäßigkeit des Genehmigungs-

bescheides geht der BGH von mittelbarer 

Täterschaft aus. Der unmittelbar Ausfüh-

rende handele als Werkzeug des Amtsträ-

gers, weil dieser die entscheidende „Rechts-

schranke“ für die Herbeiführung des tat-

bestandlichen Erfolgs öffne. Der in Gang ge-

setzte Umweltverstoß stelle sich als „sein 

Werk“ dar; auch wenn er zwar nicht die 

treibende Kraft sei, so sei er doch infolge 

seines tatsächlichen und rechtlichen Über-

blicks über das Geschehen dessen Zentral-

gestalt. 

Diese Ausführungen sind nicht unwiderspro-

chen geblieben. Die Gegenansicht kann eine 

Tatherrschaft des Amtsträgers in solchen 

Fällen nicht ausmachen, denn die Inan-

spruchnahme der Gestattung durch einen 

Verwaltungsakt liege dem Grund und Um-
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fang nach in der Hand des Empfängers; der 

Gebrauch stelle eine wesentliche Zäsur dar. 

Zum anderen kann ein Unterlassen Gegens-

tand der Betrachtung sein, falls der Amts-

träger gegen Umweltverschmutzungen 

durch Dritte nicht einschreitet. Die Recht-

sprechung hatte sich vor allem mit der Ga-

rantenstellung eines Bürgermeisters zu be-

fassen, der es unterließ, Grundstückseigen-

tümer an der Einleitung verunreinigten Ab-

wassers in die Kanalisation zu hindern44. 

Der BGH nahm in diesem Fall eine Rechts-

pflicht zum Handeln an, da der Amtsträger 

als Beschützergarant dafür Sorge zu tragen 

habe, dem Gesetz widersprechende Um-

weltbeeinträchtigungen zu verhindern. Die 

Literatur ist dem unter der Maßgabe bei-

getreten45, dass es sich bei der Obhut und 

Pflege der jeweiligen Umweltgüter tatsäch-

lich um Primärpflichten aufgrund konkreter 

Aufgabenzuweisung handeln müsse. Auszu-

schließen ist überdies auch nicht, dass sich 

eine Garantenstellung aus Ingerenz ergibt, 

wenn durch Erteilung einer rechtswidrigen 

Genehmigung ein unerlaubtes Risiko ge-

schaffen wurde; den Amtsträger träfe dann 

die Pflicht, die Rücknahme der Genehmi-

gung anzustreben46.  

5. Ausblick und Schluss 

Wie bereits eingangs angedeutet, ist davon 

auszugehen, dass sich das deutsche Um-

weltstrafrecht bewährt hat. Damit dürfte es 

keinen Anlass geben, es in seinen grundle-

genden Strukturen anzutasten. Insbesonde-

re drei Diskussions- und Entwicklungstopoi 

zeichnen sich dennoch im umweltstrafrecht-

lichen Bereich ab: der Standort – oder auch 

die Lozierung – des Umweltstrafrechts im 

StGB oder in einem künftigen Umweltge-

setzbuch (UGB) (dazu unter a)), eine enge-

re Grenzziehung nach unten im Hinblick auf 

die erfassten Straftaten (dazu unter b)) und 

die Rechtssetzung der Europäischen Union 

im Bereich der Umweltkriminalität (dazu un-

ter c)). 

a) Standort des Umweltstrafrechts 

Der die Grundlage der Regierungsarbeit bil-

dende Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU 

und SPD sieht vor, dass die Diskussion um 

eine Vereinfachung und Zusammenfassung 

des Umweltrechts in einem Umweltgesetz-

buch (UGB) neu in Gang gesetzt werden 

soll47. Wie schon im Rahmen des politischen 

Prozesses betreffend die Vorgängerentwürfe 

1990-1998 wird sich erneut die Frage stel-

len, ob auch das Umweltstrafrecht in ein 

solches UGB Eingang finden sollte. Stimmen 

aus unerwarteter Richtung plädierten in den 

1990er Jahren dafür, das Umweltstrafrecht 

in das UGB mit einzubeziehen, um so die 

Verwerfungen zwischen Umweltverwal-

tungsrecht und Umweltstrafrecht umfänglich 

auszumerzen48. Insgesamt überwogen je-

doch schon seinerzeit die Vertreter der Auf-

fassung, dass eine solche Eingliederung der 

Umweltschutzdelikte in das UGB nicht erfor-

derlich, ja nicht einmal wünschenswert 

sei49. Wesentlicher Gesichtspunkt, der aus 

ihrer Sicht gegen die Integration spricht, ist 

die Appelativfunktion des Standortes der 

Regelungen im StGB. Daran hat sich seither 

nichts geändert, weshalb nicht davon aus-

zugehen ist, dass das Umweltstrafrecht in 

ein künftiges UGB eingebunden wird. 

b) Engere Begrenzung des strafrechtlichen 

Schutzes – Ausscheiden von Bagatelldelik-

ten 

Nach wie vor beklagt insbesondere die Lite-

ratur, dass die untere Grenze des Anwen-

dungsbereichs des Umweltstrafrechts nach 

oben korrigiert werden müsse. Es halten 

sich beständig Forderungen, Bagatellkrimi-

nalität aus dem Anwendungsbereich wirk-

sam auszuschließen50. Die Vertreter dieser 

Auffassung vermögen kein schlüssiges ge-

setzgeberisches Konzept zu erkennen, das 

die unterschiedlichen Stoßrichtungen von 

Kriminalstrafrecht und Ordnungswidrigkei-

tenrecht hinreichend berücksichtigt51. Der-

artige Änderungen genießen derzeit aber 

ersichtlich nicht die Aufmerksamkeit des 

Gesetzgebers; dieser hat sich zuletzt in der 

14. Legislaturperiode mit den Themen Um-

weltkriminalität und Umweltstrafrecht be-

fasst52. 

c) Europarechtliche Einflüsse 

Mit dem Rahmenbeschluss 2003/80/JI des 

Rates der Europäischen Union vom 27. Ja-
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nuar 2003 über den Schutz der Umwelt 

durch das Strafrecht53 sowie zuvor schon 

aufgrund des von der Kommission am 15. 

März 2001 vorgelegten Vorschlages für eine 

Richtlinie des Europäischen Parlaments und 

des Rates über den strafrechtlichen Schutz 

der Umwelt54, der auf Artikel 175 Absatz 1 

EG-Vertrag gestützt war, zeichnet sich ab, 

dass das Umweltstrafrecht in Zukunft auch 

unter stärkerem europarechtlichem Einfluss 

stehen wird55. Im Falle der beiden genann-

ten Rechtsakte verhinderten dies noch un-

geklärte Kompetenzfragen. Mit seiner Ent-

scheidung vom 13. September 200556 hat 

der Europäische Gerichtshof (EuGH) jedoch 

entschieden, dass die Umweltschutzkompe-

tenzen der Europäischen Gemeinschaft auch 

die Befugnis einschließen, den Mitgliedstaa-

ten aufzugeben, schwere Umweltverstöße 

mit strafrechtlichen Sanktionen zu ahnden. 

Der Gerichtshof hob den Rahmenbeschluss 

des Rates aus dem Jahr 2003 auf, der diese 

Befugnis der Regierungszusammenarbeit 

auf der Grundlage der so genannten Dritten 

Säule, dem intergouvernementalen Recht, 

vorbehielt. Damit ist nun der Weg frei für 

gemeinschaftsrechtliche Rechtsetzungsakte 

in diesem Bereich. 
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